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Der Bundesrat hat am 31.3.2017 ein Gesetz gebilligt, das den Verbraucher-
schutz für Bauherren verbessern soll. Damit werden die allgemeinen Rege-
lungen des Werkvertragsrechts im Bürgerlichen Gesetzbuch um spezifi sche 
Regelungen des Bauvertragsrechts – unter anderem mit einem eigenen neu-

en Verbraucherbauvertrag – ergänzt. Private Bauherren sollen gegenüber dem Auftrag-
nehmer Änderungswünsche zur Bauausführung einseitig anordnen können. Außerdem 
wird das Kündigungs- und Widerrufsrecht klarer geregelt.

Weiterer Bestandteil des Gesetzes ist die Anpassung des Kaufvertragsrechts an die 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs. Dabei geht es um die Gewährleistung 
bei mangelhaftem Baumaterial. In diesem Fall ist nach bisher geltendem Recht der aus-
führende Handwerker verpfl ichtet, das mangelhafte Material wieder auszubauen und 
durch fehlerfreies zu ersetzen. Der Handwerker kann gegenüber dem Händler, von dem 
er das mangelhafte Material bezogen hat, nur dessen Ersatz verlangen. Auf den Kosten 
für den Aus- und Wiedereinbau bleibt er sitzen. Dies wird mit dem Gesetz zugunsten des 
Handwerkers geändert. Das Gesetz tritt im Wesentlichen zum 1.1.2018 in Kraft.
  
 

In einem Fall aus der Praxis begehrte ein Auftraggeber vom Auftragnehmer 
Rückerstattung geleisteten Werklohns in Höhe von ca.15.000 €, nachdem 
er wegen Mängeln der Arbeiten (Entfernung und Neubeschaffen eines Tep-
pichbodens in seinem Wohnhaus) den Rücktritt vom Vertrag erklärt hatte.

Zunächst war ein Vertrag über die Arbeiten zum Preis von ca.16.200 € geschlossen 
worden. Kurze Zeit später hatte man sich jedoch geeinigt, dass der Unternehmer eine 
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Rechnung lediglich über einen Betrag von ca. 8.600 € erstellt. Weitere 6.400 € sollten in 
bar gezahlt werden. Den Betrag der so erstellten Rechnung überwies der Auftraggeber. 
Weitere Zahlungen leistete er in bar.

Der Fall landete vor dem Bundesgerichtshof (BGH) Dieser erklärte den Vertrag wegen 
Verstoßes gegen das Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäf-
tigung für nichtig. Der Auftraggeber hat keine Mängelansprüche und kann keine Rück-
zahlung weder aus Rücktritt noch aus ungerechtfertigter Bereicherung verlangen.

Der BGH entschied bereits in mehreren Urteilen seit 2013, dass bei einer (auch nur 
teilweisen) „Ohne-Rechnung-Abrede“ ein Werkvertrag nichtig ist, wenn die Parteien be-
wusst gegen das Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung 
verstoßen, indem sie vereinbaren, dass für eine Barzahlung keine Rechnung gestellt und 
keine Umsatzsteuer gezahlt werden soll. 

   
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat sich am 29.3.2017 mit der Frage befasst, 
unter welchen Voraussetzungen die Kündigung eines Wohnraummietver-
hältnisses durch den Vermieter zum Zwecke der Eigennutzung zu (frei-)be-
rufl ichen oder gewerblichen Zwecken möglich ist.

Im entschiedenen Fall bewohnte ein Mieter seit dem 1.7.1977 eine 27 m2 große Woh-
nung. Der Ehemann der Vermieterin betreibt im ersten Geschoss des Vorderhauses, in 
dem sich die gemietete Wohnung befi ndet, ein Beratungsunternehmen. Die Vermieterin 
kündigte das Mietverhältnis mit der Begründung, der Ehemann benötige die Wohnung 
zur Erweiterung seines Gewerbes.

Der BGH stellt mit seiner Entscheidung klar, dass es – entgegen einer verbreiteten Praxis 
– nicht zulässig ist, den Berufs- oder Geschäftsbedarf als ungeschriebene weitere Kate-
gorie eines anzuerkennenden Vermieterinteresses an der Beendigung eines Wohnraum-
mietverhältnisses zu behandeln. Die Gerichte haben vielmehr im Einzelfall festzustellen, 
ob ein berechtigtes Interesse des Vermieters an der Beendigung des Mietverhältnisses 
besteht. 

Wenn der Vermieter die Wohnung nicht zu Wohnzwecken benötigt, sondern sie einer 
gewerblichen Nutzung zuführen will, ist der Kündigungstatbestand des Eigenbedarfs 
nicht erfüllt. Ebenso wenig stellt die Eigennutzung der vermieteten Wohnräume zu 
(frei-)berufl ichen oder gewerblichen Zwecken eine wirtschaftliche Verwertung dar. 

In einem vom Bundesgerichtshof am 30.3.2017 entschiedenen Fall wurde 
das Musikalbum „Loud“ der Künstlerin Rihanna über einen Internetanschluss 
im Wege des „Filesharing“ öffentlich zugänglich gemacht. Für diese Urhe-
berrechtsverletzung verlangte der Rechteinhaber Schadensersatz vom Inha-
ber des Internetanschlusses. 

Dieser bestritt die Rechtsverletzung begangen zu haben und wies darauf hin, dass seine 
3 bereits volljährigen Kinder noch bei ihm wohnen und jeweils eigene Rechner beses-
sen und über einen mit einem individuellen Passwort versehenen WLAN-Router Zugang 
zum Internetanschluss hatten. Der Anschlussinhaber erklärte, er wüsste, welches seiner 
Kinder die Verletzungshandlung begangen hat, verweigerte hierzu aber nähere Angaben.

Der BGH stellte fest, dass der Rechteinhaber grundsätzlich die Beweislast dafür trägt, 
dass der Anschlussinhaber für die Urheberrechtsverletzung verantwortlich ist. Eine tat-
sächliche Vermutung spricht jedoch für eine Täterschaft des Anschlussinhabers, wenn 
zum Zeitpunkt der Rechtsverletzung keine anderen Personen – etwa die Familienange-
hörigen – diesen Internetanschluss benutzen konnten. Zu dieser Frage muss sich der 
Anschlussinhaber im Rahmen einer sog. sekundären Darlegungslast erklären, weil es 
sich um Umstände auf seiner Seite handelt, die dem Rechteinhaber unbekannt sind. 
In diesem Umfang ist der Anschlussinhaber zu Nachforschungen sowie zur Mitteilung 
verpfl ichtet, welche Kenntnisse er dabei über die Umstände einer eventuellen Verlet-
zungshandlung gewonnen hat. 
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Im entschiedenen Fall hat der Anschlussinhaber seiner Darlegungslast nicht genügt, 
weil er den Namen des Kindes nicht angegeben hatte. 

Der Anschlussinhaber ist beispielsweise nicht verpfl ichtet, die Internetnutzung seines 
Ehegatten auf die Existenz von Filesharing-Software zu untersuchen. Hat der Anschluss-
inhaber jedoch im Rahmen der ihm obliegenden Nachforschungen den Namen des Fa-
milienmitglieds erfahren, das die Rechtsverletzung begangen hat, muss er dessen Na-
men offenbaren, wenn er eine eigene Verurteilung abwenden will. 

 
Die Kosten eines Anrufs unter einer Kundendiensttelefonnummer dürfen 
nicht höher sein als die Kosten eines gewöhnlichen Anrufs. Dies hat der  
Europäische Gerichtshof (EuGH) mit Urteil vom 2.3.2017 entschieden.

Im vorliegenden Fall wies ein deutsches Unternehmen, welches Elektro- und Elektronik-
artikel vertreibt, auf seiner Website auf einen telefonischen Kundendienst hin, dessen 
Telefonnummer eine sog. 0180-Nummer ist. Die Kosten für einen Anruf unter dieser (ge-
ografi sch nicht gebundenen) Sondernummer sind höher als die Kosten eines gewöhn-
lichen Anrufs unter einer (geografi schen) Festnetz- oder einer Mobilfunknummer.

Nach einer Richtlinie der Europäischen Union haben die Mitgliedstaaten dafür zu sor-
gen, dass die Verbraucher nicht verpfl ichtet sind, für Anrufe über eine Telefonleitung, die 
der Unternehmer eingerichtet hat, um im Zusammenhang mit Verbrauchern geschlos-
senen Verträgen kontaktiert zu werden, mehr als den Grundtarif zu zahlen. Der Begriff 
„Grundtarif“ wird in der Richtlinie jedoch nicht defi niert.

Die hat der EuGH nun klargestellt. Der Begriff „Grundtarif“ ist dahin auszulegen, dass 
die Kosten eines auf einen geschlossenen Vertrag bezogenen Anrufs unter einer von 
einem Unternehmer eingerichteten Service-Rufnummer die Kosten eines Anrufs unter 
einer gewöhnlichen geografi schen Festnetznummer oder einer Mobilfunknummer nicht 
übersteigen dürfen.

Sieht der Arbeitsvertrag eine Probezeit von längstens 6 Monaten vor, kann 
das Arbeitsverhältnis ohne weitere Vereinbarung von beiden Seiten mit einer 
Frist von 2 Wochen gekündigt werden. 

Ist jedoch in einem vom Arbeitgeber vorformulierten Arbeitsvertrag in einer weiteren 
Klausel eine längere Kündigungsfrist festgelegt, ohne unmissverständlich deutlich zu 
machen, dass diese längere Frist erst nach dem Ende der Probezeit gelten soll, ist dies 
vom Arbeitnehmer regelmäßig dahin zu verstehen, dass der Arbeitgeber schon während 
der Probezeit nur mit der vereinbarten längeren Frist kündigen kann.

In einem vom Bundesarbeitsgericht am 23.3.2017 entschiedenen Fall war ein Arbeit-
nehmer ab April 2014 als Flugbegleiter beschäftigt. Vertraglich war vorgesehen, dass die 
ersten 6 Monate des Arbeitsverhältnisses als Probezeit gelten. Ferner war in dem Vertrag 
eine Kündigungsfrist von 6 Wochen zum Monatsende vereinbart. Am 5.9.2014 erhielt 
der Flugbegleiter eine Kündigung zum 20.9.2014. Er begehrt die Feststellung, das Ar-
beitsverhältnis habe erst mit Ablauf der im Arbeitsvertrag vereinbarten Frist und damit 
zum 31.10.2014 geendet. Aus dem Vertrag ergebe sich nicht, dass innerhalb der ersten 
6 Monate des Arbeitsverhältnisses eine kürzere Kündigungsfrist gelten solle. 

   
Stellt ein Arzt einem Arbeitnehmer eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
aus, gilt dieses nicht als Arbeitsverbot, sondern stellt eine Prognose über den 
zu erwartenden Krankheitsverlauf dar. So kann ein Arbeitnehmer, wenn er 
sich wieder arbeitsfähig fühlt, wieder arbeiten.

Aus versicherungsrechtlicher Sicht steht einer vorzeitigen Wiederaufnahme der Arbeit 
nichts entgegen. Um als Arbeitnehmer sicher sein zu können, dass z. B. ein Unfall auf 
dem Weg zur Arbeit im Zweifelsfall auch als Wegeunfall anerkannt wird, ist es ratsam 
sich mit dem Arbeitgeber abzusprechen.

5. Kosten der 0180er–Nummern als 
Kundendiensttelefonnummer   

6. Abgekürzte Kündigungsfrist in der 
Probezeit nur bei eindeutiger 

Vertragsgestaltung

7. Arbeiten trotz Arbeitsunfähigkeit



 Basiszinssatz: seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = –0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = –0,73 %
 (§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

 Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
 (§ 288 BGB seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
  (abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8-%-Punkte
  (abgeschlossen ab 29.7.2014):  Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale
 
 Verbraucherpreis- 2017: Februar = 108,8; Januar = 108,1
 index: 2010 = 100 2016: Dezember = 108,8; November = 108,0; Oktober = 107,9; September = 107,7; 
  August = 107,6; Juli = 107,6; Juni = 107,3; Mai = 107,2; April = 106,9; März = 107,3
  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten – Konjunkturindikatoren

 Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! 
  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

Ein Arbeitgeber kann jedoch seine Fürsorgepfl icht verletzen und schadensersatzpfl ichtig 
sein, wenn er einen arbeitsunfähigen Arbeitnehmer einsetzt. Arbeitgeber sind daher gut 
beraten sich zu vergewissern, dass der trotz Arbeitsunfähigkeit wieder zur Arbeit kom-
mende Arbeitnehmer tatsächlich einen einsatzfähigen Eindruck macht. 

Dazu reicht die Erklärung des Arbeitnehmers. Einer Bescheinigung über die Arbeitsfä-
higkeit bedarf es nicht. Hat der Arbeitgeber Zweifel, muss er den Gesundheitszustand 
des Arbeitnehmers prüfen lassen. Eine ärztliche Bescheinigung, die die Arbeitsfähigkeit 
bestätigt, ist ratsam.

   
Ein nachvertragliches Wettbewerbsverbot ist nichtig, wenn die Vereinba-
rung keinen Anspruch des Arbeitnehmers auf eine Karenzentschädigung be-
inhaltet. Weder Arbeitgeber noch Arbeitnehmer können aus einer solchen 
Vereinbarung Rechte herleiten. Eine in Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
enthaltene salvatorische Klausel führt nicht – auch nicht einseitig zuguns-
ten des Arbeitnehmers – zur Wirksamkeit des Wettbewerbsverbots.

Diesem Urteil des Bundesarbeitsgerichts (BAG) vom 22.3.2017 lag der nachfolgende 
Sachverhalt zugrunde: Eine Arbeitnehmerin war von Mai 2008 bis Dezember 2013 als 
Industriekauffrau in einem Unternehmen beschäftigt. Das Arbeitsverhältnis endete 
durch ordentliche Kündigung der Angestellten. Im Arbeitsvertrag ist ein Wettbewerbs-
verbot vereinbart, welches der Arbeitnehmerin untersagt, für die Dauer von 2 Jahren 
nach Beendigung des Vertrags in selbstständiger, unselbstständiger oder sonstiger Wei-
se für ein Unternehmen tätig zu sein, das mit dem Unternehmen in direktem oder in-
direktem Wettbewerb steht. Für jeden Fall der Zuwiderhandlung ist eine Vertragsstrafe 
von 10.000 € vorgesehen. Eine Karenzentschädigung sieht der Arbeitsvertrag nicht vor. 
Die „Nebenbestimmungen“ des Arbeitsvertrags enthalten eine sog. salvatorische Klau-
sel. Die Arbeitnehmerin, die das Wettbewerbsverbot eingehalten hat, verlangte für die 
Zeit von Januar 2014 bis Dezember 2015 eine monatliche Karenzentschädigung von 
ca. 600 € brutto. 

Wettbewerbsverbote, die keine Karenzentschädigung vorsehen, sind nichtig. Weder kann 
der Arbeitgeber aufgrund einer solchen Vereinbarung die Unterlassung von Wettbewerb 
verlangen noch hat der Arbeitnehmer bei Einhaltung des Wettbewerbverbots Anspruch 
auf eine Karenzentschädigung, so die BAG-Richter.

   
Pkw-Maut vom Bundesrat gebilligt: Das Gesetz zur Einführung der Pkw-
Maut wurde vom Bundesrat am 31.3.2017 gebilligt und tritt am Tag nach 
der Verkündung in Kraft. Nach der Einführung der Maut ist die Nutzung der 
Bundesautobahnen und Bundesstraßen nur noch gegen eine Gebühr mög-

lich. Ihre Höhe von maximal 130 € bestimmt sich nach Hubraum und Umweltfreund-
lichkeit der Autos. Für Autofahrer aus dem Ausland gelten Kurzzeitvignetten. Um die 
durch die Maut entstehende Belastung für deutsche Autofahrer zu reduzieren, soll die 
Kfz-Steuer für besonders schadstoffarme Fahrzeuge gesenkt werden.
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